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Amts⸗ 


Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 40. 


Inhalt des Reichs⸗Geſetz⸗Blatts. 


Das 20. Stück des Reichs⸗Geſetzblatts pro 1876 
enthält unter: 


Nr. 1145 die Verordnung, betreffend die Einberufung 
des Bundesraths. Vom 16. September 1876. 


Inhalt der Geſetz⸗ Sammlung. 


Das 28. Stück der Geſetz⸗ Sammlung pro 1876 
enthält unter: 

Nr. 8400 das Geſetz, berteffeud die Geichaftsſprache der 
Behörden, Beamten und polttiſchen Körperſchaften 
des Staats. Vom 28. Auguſt 1876. 

Nr. 8461 die Verordnung, betreffend die Geſtattung 
des Gebrauchs einer fremden Sprache neben der 
Deutſchen als Geſchäftsſprache. Vom 28. Auguſt 
1876. 

Nr. 8462 die Verordnung über die Ausübung der Rechte 
des Staats gegenüber der evangeliſchen Landeskirche 
der acht älteren Provinzen der Monarchie. Vom 9. 
September 1876. 

Nr. 8463 den Allerhöchſten Erlaß vom 13. Auguſt 
1876, betreffend die Mitwirkung des Miniſteriums 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten bei der 
Beaufſichtigung aller nicht landſchaftlichen Grund⸗ 
kreditanſtalten. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Central⸗Behörden. 


1) Anweiſung 

vom 30. Auguſt 1876, betreffend das Strafverfahren 

bei Gewerbeſteuer⸗Unterſuchungen nach den Vorſchriften 

des Geſetzes vom 3. Juli 1876. (Geſetz⸗Sammlung 
S. 247.) 

Das Geſetz vom 3. Juli d. I, 
Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen und 
einige Abänderungen des Gewerbeſteuergeſetzes vom 30. 
Mai 1820 (G.⸗S. S. 247), enthält in den 88 27 bis 
30 die Beſtimmungen, nach welchen das Strafverfahren 
in den Unterſuchungen wegen Hinterziehung der Steuer 
ſowohl vom ſtehenden Gewerbebetriebe als 
vom Gewerbebetriebe im Umherziehen vom 1. 
Oktober d. J. ab eine weſentliche Aenderung erleidet. 
Behufs richtiger Ausführung der betreffenden Vorſchriften 
iſt Folgendes zu beachten: 


Marienwerder, 


betreffend die 


1876. 


den 4. Oktober 


1. Ein förmliches adminiſtratives Straf: Verfahren 
wegen Gewerbeſteuer⸗Kontraventionen findet nicht 
mehr ſtatt. Die Erlaſſung von Strafreſoluten 
ſeitens der Regierungen, die Ergreifung eines 
Rechtsmittels dagegen, die Berufung des Ange⸗ 
ſchuldigten auf gerichtliche Entſcheidung, die Um⸗ 
wandlung der von Verwaltungsbehörden feſtgeſetzten 
Geldstrafen in Freiheitsſtrafen kann nicht mehr 
vorkommen, außer in ſolchen Fällen, auf welche 
noch die bisherigen Vorſchriften Anwendung finden 
(vergl Nr. 12 unten.) 


Den Regierungen ſteht nur eine vorläufige Feſt⸗ 
ſetzung der wegen Gewerbeſteuer⸗Kontraventionen 
zu verhängenden Geldſtrafen zu. Ausgeſchloſſen 
bleiben jedoch auch hiervon die im § 25 des Ge⸗ 
ſetzes vom 3. Juli d. J. und die im § 39 unter 
a. des Gewerbeſteuergeſetzes vom 30. Mai 1820 
bezeichneten Fälle (Unterlaſſen der Anmeldung 
eines nicht ſteuerpflichtigen ſtehenden Gewerbes, 
oder der Abmeldung des Gewerbebetriebs, und Zu⸗ 
widerhandlungen gegen die Vorſchriften im § 8 
des Geſetzes vom 3. Juli d. J.), in denen ledig⸗ 
lich das gerichtliche Verfahren bezw. die vorläufige 
Straffeſtſetzung durch die Polizeibehörde eintritt. 


Die vorläufige Feſtſetzung der Geldſtrafe durch die 

Regierung unterbleibt: 

a) wenn der Beſchuldigte in Haft iſt, 

b) wenn der Beſchuldigte in Preußen keinen 

Wohaſitz hat, 

e) wenn der Beſchuldigte auf die vorläufige 
Straffeſtſetzung durch die Regierung verzichten 
zu wollen erklärt hat, 

d) wenn die Regierung ſelbſt von der vorläufigen 
Straffeſtſetzung Abſtand zu nehmen erklärt. 

In Betreff der Fäle zu d wird noch Folgendes 
bemerkt: 

Die Abſtandnahme von der vorläufigen Straf⸗ 
feſtſetzung zu erklären und ohne Weiteres das ge: 
richtliche Verfahren herbeizuführen, ſteht den Re⸗ 
gierungen in allen Fällen zu und zwar nach ihrem 
Ermeſſen, ohne daß es der Begründung des Ent⸗ 
ſchluſſes den gerichtlichen Behörden gegenüber be⸗ 
dürfte. Da aber die vorläufige Straffeſtſetzung 
das Verfahren abzukürzen und dem Angeſchuldigten 
die Koſten der gerichtlichen Unterſuchung zu er⸗ 
ſparen geeignet iſt, und da nur die Regierun⸗ 


* 


u. 
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Ausgegeben in Marienwerder den 5. Oktober 1876. 


gen, nicht die Gerichte, ermächtigt find, auch eine 
mildere Strafe als das Duplum der für das be⸗ 


.Die vorläufige Straffeſtſetzung erfolgt durch eine 
an den Beſchuldigten gerichtete Verfügung, worin 
der Thatbeſtand der ſtrafbaren Handlung und der 
Betrag der Geldſtrafe ſowie der durch das Ver⸗ 
fahren entſtandenen Koſten anzugeben iſt, mit der 
Eröffnung, daß die gerichtliche Unterſuchung und 
Entſcheidung herbeigeführt werden würde, wenn 
der Beſchuldigte die angegebenen Beträge nicht 
binnen der in der Verfügung anzugebenden vom 
Tage der Zuſtellung derſelben ab laufenden Friſt 
freiwillig zu der zu bezeichnenden Kaſſe zahle. 
Die Zuſtellung der Verfügung bedarf der Be⸗ 
ſcheinigung; eine andere Form der Publikation 
derſelben an den Beſchuldigten iſt nicht erforderlich; 
es bleibt jedoch anheimgegeben, ſolche eintreten zu 
laſſen, wenn zu vermuthen, daß ſonſt der Be⸗ 
ſchuldigte den Inhalt der Verfügung nicht richtig 
verſtehen werde, oder ſonſtige Rückſichten es rath⸗ 
ſam erſcheinen laſſen. 


renden Nachſteuer bis zur gerichtlichen Entſcheidung 
unterbleiben, weil nach 88 8 und 10 des Ver⸗ 


jährungsgeſetzes vom 18. Juni 1840 Steuernach⸗ 
forderungen über das Steuerjahr hinaus nur zu⸗ 
läſſig ſind, wenn in der unterlaſſenen Entrichtung 
der Gewerbeſteuer eine Kontravention gegen die 
Steuergeſetze enthalten ift, und folgeweiſe bezüglich 
der Nachſteuer aus Vorjahren im Falle des ge⸗ 
richtlichen Verfahrens die verurtheilende Entſchei⸗ 
dung des Gerichts abgewartet werden muß. 

in ſolchen Fällen nach den obwaltenden Umſtänden 
Veranlaſſung vorliegt, auch die Feſtſetzung und 
Einziehung der außerdem hintergangenen Nachſteuer 
des laufenden Steuerjahres bis zum Erlaß der 
gerichtlichen Entſcheidung auszuſetzen, bleibt den 
N zu prüfen und zu beſtimmen über⸗ 
aſſen. 

Die Feſtſetzung der Nachſteuer bildet keinen Theil 
der unter 4 vorſtehend gedachten Strafverfügung, 
da die Entſcheidung hierüber in allen Fällen nicht 
Gegenſtand des gerichtlichen Verfahrens werden 
kann, ſondern der Regierung verbleibt. Die Feſt⸗ 
ſetzung der Nachſteuer und die Aufforderung zur 
Zahlung derſelben bei Vermeidung der exekutivi⸗ 
ſchen Einziehung kann mit der Strafverfügung 
verbunden werden. 

Es wird ſich jedoch nach den vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen empfehlen, nur dann hiervon Gebrauch 
zu machen, wenn mit Sicherheit anzunehmen iſt, 
daß die Sache nicht zum gerichtlichen Verfahren 
gelangt, oder letzterenfalls, wenn die Nachſteuer 
nur für das laufende Steuerjahr zu erheben iſt, 
da ſonſt möglicherweiſe Abänderungen der betref⸗ 
fenden Feſtſetzungen geboten ſein würden. 


Bei Feſtſetzung der vorenthaltenen Steuer iſt zu 
beachten, daß dieſelbe für die ganze Dauer des 
unbefugten Gewerbebetriebes, ſo lange die Strafe 
nicht verjährt iſt, nachzuentrichten iſt, während die 
Strafe ſich nur nach der Jahresſteuer bemißt. 
Bei Feſtſetzung der einzuziehenden Nachſteuer iſt 
der Jahresſteuerſatz, wonach ſie zu berechnen iſt, 
ſtets anzugeben. 

Wegen der Befugniß der Regierungen, eine er⸗ 
mäßigte Nachſteuer feſtzuſetzen, bewendet es bei den 
bisherigen Beſtimmungen. 


. Die in der Strafverfügung zu beſtimmende Friſt 


iſt vom Tage der Behändigung, letzteren nicht mit 
eingerechnet, zu berechnen. Eine Verlängerung 
derſelben auf diesfälligen motivirten Antrag des 
Beſchuldigten ſteht im Ermeſſen der Regierung. 
Dagegen dürfen Theil⸗ und Terminalzahlungen 
nicht angenommen und nicht bewilligt werden. 

Auch ſteht es den Regierungen nicht zu, die vor⸗ 
läufig feſtgeſetzte Strafe nachträglich zu mildern 
oder zu erlaſſen. Wird hierauf von dem Be⸗ 
ſchuldigten vor Ueberweiſung des Straffalles zum 
gerichtlichen Verfahren angetragen, und glaubt die 
Regierung das Geſuch befürworten zu ſollen, ſo 
iſt dieſerhalb an den Finanzminiſter zu berichten. 


\ 


Andernfalls find dergleichen an die Regierung ge: 
richtete Anträge ohne Weiteres unter Verweiſung 
auf das in der Strafverfügung geſtellte Präjudiz 
(Abgabe zum gerichtlichen Verfahren) zurückzu⸗ 
weiſen. 

Im Uebrigen bewendet es wegen der Feſtſetzung 
milderer Strafen bei den bisherigen Grundſätzen. 
Zur ſelbſtſtändigen gänzlichen Abſtandnahme von 
der Beſtrafung einer vorliegenden Gewerbeſteuer⸗ 
Kontravention ſind die Regierungen auch ferner 
nur inſoweit befugt, als ihnen dieſe Ermächtigung 
für gewiſſe Fälle beſonders ertheilt iſt. 


Als Koſten des Verfahrens kommen nur baare 
Auslagen an Porto, Zeugengebühren, Transport⸗ 
koſten für in Beſchlag genommene Gegenſtände in 
Betracht. Einer Stempelabgabe unterliegen die 
Strafverfügungen nicht, da dieſelben keine Straf⸗ 
reſolute (Strafbeſcheide) ſind. 


In allen zur gerichtlichen Entſcheidung gelangenden 
Straffällen, in welchen auf die Strafe des Duplums 
der für das betreffende Gewerbe überhaupt bezw. 
mehr zu entrichtenden Jahresſteuer zu erkennen iſt, 
ſteht den Regierungen die Feſtſetzung der hierbei 
zum Grunde zu legenden Jahresſteuer zu. Des⸗ 
gleichen iſt, wenn die Regierung erklärt, daß dem 
Beſchuldigten der thatſächlich ausgeübte Gewerbe⸗ 
betrieb ſteuerfrei oder ohne Erhöhung der entrich⸗ 
teten Steuer geſtattet ſein würde, dieſe vorher 
einzuholende Erklärung für die gerichtliche 
Entſcheidung maßgebend (8524 und 28 des Geſetzes). 
Damit die Durchführung dieſer Vorſchriften nicht 
für die raſche Erledigung der gerichtlichen Unter⸗ 
ſuchungen ſtörend wird, haben die Regierungen 
dafür Sorge zu tragen, daß bei der Ueber⸗ 
weiſung der Straffälle zum gerichtlichen Verfahren, 
wenn dieſelbe ſeitens der Regierung erfolgt, mag 
eine vorläufige Straffeſtſetzung vorausgegangen 
ſein oder nicht, regelmäßig zugleich der Steuerſatz, 
nach welchem die Strafe event. zu bemeſſen ſein 
wird, dem betreffenden Staats⸗ reſp. Polizei⸗An⸗ 
walt mitgetheilt wird. Es bleibt alsdann den 
gerichtlichen Behörden überlaſſen, falls im Laufe 
der Unterſuchung ſich Veranlaſſung dazu ergeben 
ſollte, eine anderweite Erwägung und Erklärung 
der Regierung herbeizuführen. 

Erfolgt die Ueberweiſung zum gerichtlichen Ver⸗ 
fahren nicht durch die Regierung (vergl. Nr. 3 
a, b. c), jo hat diejenige Behörde, von welcher 
dieſelbe ausgeht, der Regierung unverzuglich An⸗ 
zeige zu machen, und letztere regelmäßig die feſt⸗ 
zuſetzende Jahresſteuer, ohne eine Requiſition 
dieſerhalb abzuwarten, der Staatsanwaltſchaft mit⸗ 
zutheilen. Dies muß auch dann geſchehen, wenn 
die Feſtſtellung der einzuziehenden Nachſteuer noch 
nicht gleichzeitig erfolgen kann. 

In gleicher Weiſe iſt in denjenigen Fällen zu 
verfahren, wo eine Zuwiderhandlung gegen die 
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Gewerbeſteuergeſetze mit einer Gewerbepolizeikon⸗ 
travention konkurrirt und auf die Steuerſtrafe nur 
bei Zumeſſung der Strafe Rückſicht zu nehmen iſt. 


. Bei den gerichtlichen Unterſuchungen kommen auch 


ferner die beſtehenden Vorſchriften in Anwendung, 
welche ein adminiſtratives Strafverfahren voraus⸗ 
ſetzen. (§ 27 letzter Abſatz.) 

Hiernach bleiben die Regierungen nach Maßgabe 
der Beſtimmungen in den Art. 138 ff. des Ge⸗ 
ſetzes vom 3. Mai 1852 (G.⸗S. S. 209) bezw. 
in den §§ 477 ff. der Strafprozeßordnung vom 
25. Juni 1867 (G.⸗S. S. 933) auch ferner befugt, 
gerichtliche Anklage, wenn die Staatsanwaltſchaft 
nicht einſchreitet, ſelbſtſtändig zu erheben; Beſchwer⸗ 
den und Rechtsmittel, welche der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft zuſtehen, einzulegen u. ſ. w.; nicht minder 
bewendet es bei der bisherigen Beſtimmung wegen 
der zuläſſigen Rechtsmittel ꝛc. 


Der Feſtſetzung der Nachſteuer und der vorläufigen 
Straffeſtſetzung hat die ſummariſche Feſtſtellung 
des Straffalles und der Verhältniſſe des Beſchul⸗ 
digten vorauszugehen, welche hinſichtlich der Hinter⸗ 
ziehungen der Steuer vom ſtehenden Gewerbe⸗ 
betriebe den Veranlagungsbehörden, hinſichtlich des 
Gewerbebetriebs im Umherziehen den Polizeibehör⸗ 
den, wie bisher, zuſteht und obliegt. Dieſelben 
haben demnächſt die bezüglichen Verhandlungen 
nebſt ihren motivirten Vorſchlägen über die feſt⸗ 
zuſetzende Strafe und Steuer der Regierung ein⸗ 
zureichen, unter gleichzeitiger Nachweiſung der er⸗ 
wachſenen Koſten; in denjenigen 70 15 aber, wo 
die vorläufige Straffeſtſetzung durch die Regierung 
ausgeſchloſſen iſt, die Verhandlungen an die Staats⸗ 
anwaltſchaft abzugeben, und wegen Feſtſetzung der 
Nachſteuer an die Regierung zu berichten. 


Von der Befugniß zur Beſchlagnahme der zum 


Gewerbebetrieb im Umherziehen mitgeführten Ge⸗ 
genſtände (Waaren, Transportmittel, Inſtrumente 
u. ſ. w.), mit denen das Gewerbe ausgeübt wurde, 
iſt der Regel nach in allen geſetzlich (cfr. 8 29 
des Geſetzes) zuläſſigen Fällen Gebrauch zu machen, 
dieſelbe jedoch nicht weiter auszudehnen, als der 
Zweck, den Beweis der ſtrafbaren Handlung zu 
ſichern und die Entrichtung der Steuer, Strafe 
und Koſten ſicherzuſtellen, es erfordert. 

Die Beſchlagnahme bleibt ausgeſchloſſen oder iſt 
wieder aufzuheben, wenn der Thatbeſtand ohnedies 
unzweifelhaft feſtgeſtellt und der Eingang der 
Steuer, Strafe und Koſten andermeit durch Hinter⸗ 
legung einer genügenden Summe, Bürgſchaft u. 
dergl. vollſtändig geſichert wird oder der Beſchul⸗ 
digte in ſolchen Verhältniſſen lebt, daß die Zah⸗ 
lung der Steuer, Strafe und Koſten mit Sicherheit 
erwartet werden darf. 

Beim Eintreten des gerichtlichen Verfahrens erfolgt 
die Ueberweiſung der in Beſchlag genommenen 
Gegenſtände, unbeſchadet des Anſpruchs auf 


2 


Deckung der Nachſteuer und der Koſten des Ber: 
fahrens (Nr. 7), aus denſelben an die Staats⸗ 
resp. Polizei⸗Anwaltſchaft. 


Die Vorſchriften des Geſetzes vom 3. Juli d. J. 
über das Strafverfahren finden auch bezüglich der 
vor dem 1. Oktober d. J begangenen ſtrafbaren 
Handlungen Anwendung, inſofern ein adminiſtra⸗ 
tives Straf-Reſolut wegen derſelben in Ge⸗ 
mäßheit der bisherigen Beſtizamangen bis ein⸗ 
ſchließlich zum 30. September nicht erlaſſen iſt. 
Iſt dagegen bis zu dieſem Tage ein ſolches Re⸗ 
ſolut bereits erlaſſen, fo muß die völlige Erledigung 
der Sache nach Maßgabe ber bisherigen Beſtim⸗ 
mungen erfolgen 
Berlin, den 30. Auguſt 1876. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
Camphauſen. 


12. 


2) Bekanntmachung. 

Durch das Reſkript Seiner Excellenz des Herrn 
Handels⸗Miniſlers vom 20. Augeſt cr. wire mit Bezug 
auf die Vorſchriften vom 27. Juni cr. über die Aus⸗ 
bildung und Prüfung für den Staatsdienſt im Bau⸗ 
und Maſchinenfach biſtimmt, daß das früher vorge⸗ 
ſchriebene ſogenannte Bauelevenjahr als akademiſches 
Stu dium nicht angerechnet wird. — Gleichwohl ſoll 
ſowohl Denjenigen, welche zum Oktober d. I: das 
Studium nach zurückgelegtem Elevenjahr erſt beginnen, 
als auch Denjenigen, welche bereits eine höhere tech⸗ 
niſche Lehranſtalt beſuchen und nach den Vorſchriften 
vom 27. Juni cr. geprüft zu werden wünſchen und 
daher ein Jahr länger zu ſtudiren verpflichtet ſein 
würden, die in den Vorſchriften vom 3. September 
1868 verlangte praktiſche Lehrzeit (Elevenjahr), ſofern 
ſie auf ein Jahr oder darüber hinaus ſich erſtreckt, auf 
die SS 7 und 8 der Prüfungs⸗Vorſchriften vom 27. 
Juni d. J. nachzuweiſende praktiſche Beſchäftigung nach 
der Bauführer⸗Prüfung im Umfange eines halben 
Jahres in Anrechnung gebracht werden. 

Ferner wird durch Reſkript Seiner Excellenz des 
Herrn Handels⸗Miniſters vom 23. Auguſt cr. beſtimmt, 
daß Behufs Zulaſſung zu der erſten Prüfung für den 
Staatsbienſt im Bau: und Maſchinenfach in Gemäßheit 
der Vorſchriften vom 27. Juni d. J. das akademiſche 
Studium auf den polytechniſchen Schulen zu Dresden, 
München, Stuttgart, Carlsruh, Darmſtadi, Zürich und 
Wien demjenigen auf den preußiſchen techniſchen Hoch⸗ 
ſchulen bis auf Weiteres gleichgeſtellt werden ſoll. 


In Bezug auf die Vorbildung für das akade⸗ 
miſche Studium entſcheidet hinſichtlich der außerpreu⸗ 
ßiſchen Gymnaſien die mit der Miniſterial⸗Cirkular⸗ 
Verfügung vom 11. Auguſt 1874 mitgetheilte Ueber⸗ 
einkunft. In Betreff der außerpreußiſchen den Real⸗ 
ſchulen 1. Ordnung gleich zu ftellenden Anſtalten hat 
fih der Herr Miniſter weitere Verfügung vorbehalten. 

Kandidaten, welche das deutſche nicht aber das 
preußiſche Indigenat beſitzen, werden gleich preußiſchen 
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Staatsgehörigen zur Prüfung zugelaſſen werden, wo⸗ 
gegen die Zulaſſung von Ausländern von zuvoriger 
Naturaliſation abhängig bleibt. 

Durch die Beſtimmung im § 1 der Vorſchriften 
am Schluß, wonach das akademiſche Studium in der 
Regel nicht unterbrochen werden darf, hat der Ueber⸗ 
gang von einer Anſtalt auf eine andere während des 
Studtums nicht ausgeſchloſſen werden ſollen. Auch 
wird eine Unterbrechung, wenn ſie im einzelnen Falle 
ſtattfindet, um ohne Verkürzung des akademiſchen 
Studiums zeitweilig praktiſchen Uebungen zur weiteren 
Vorbereitung obzuliegen, als eine unzuläſſige Abweichung 
von dem vorgeſchriebenen Ausbilbungsgange nicht be⸗ 
trachtet werden. 

Berlin, den 20. September 1876. 

Der Direktor der Königlichen Bau⸗Akademie. 
Geheimer Water nee und Profeſſor 
ucae 


Verordnungen und Bekan 
Nrovir ia Reh 


ntmachungen der 
örden. . 


) Polizei⸗Verordnung, 
betreffend die Schiffahrt auf der Weichſel bei Neuenburg. 
Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die 
Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. S. 
265) werden hiermit die Polizeiverordnungen vom 26. 
Juli 1853 (Amtsblatt S. 186) und vom 13. Juni 
1856 (Amtsblatt S. 142) auf die Fähranſtalt bei 
Neuenburg ausgedehnt. 
Marienwerder, den 18. September 1876. 
Königliche egierung. Abtheilung des Innern. 


4) Mit Genehmigung der Herren Miniſter des Innern 
und für die geiſtlichen Angelegenheiten haben wir das 
von der Königlichen Regierung zu Poſen wider den 
Vikar Soltyſinski aus Mokronos im Kreiſe Krotoſchin 
auf Grund der 88 2 und 1 des Reichs⸗Geſetzes vom 
4. Mai 1874, betreffend die Verhinderung der unbe⸗ 
fugten Ausübung von Kirchen⸗Aemtern, unter dem 31. 
Oktober 1874 für die Provinz Poſen mit Genehmigung 
des Ober⸗Präſidenten dieſer Provinz erlaſſene Aufent⸗ 
halts⸗Verbot auch auf den dieſſeiligen Verwaltungs⸗ 
Bezirk ausgedehnt 
Marienwerder, den 24. September 1876. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


5 ee 
In der in Nr 37 abgedruckten Marktpreis⸗Nach⸗ 
weiſung pro Auguſt cr. iſt bei dem Marktorte Vands⸗ 
burg der Preis für 100 Kilogramm Hafer ſtatt Mark 
7,32 zu leſen, Mark 7,52. 
Marienwerder, den 25. September 1876. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


6) Der Bromberger Schiffahrts⸗Kanal wird wegen 
Ausführung verſchiedener nothwendiger Reparaturbauten 
[und Aufräumung feiner Felder vom 1. Dezember d. J. 


ab bis Ende März 1877 für den Schiffahrts⸗ und 
Flößerei⸗Verkehr geſperrt ſein. 

Marienwerder, den 25. September 1876. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
7) Unter den Pferden des Gutsbeſitzers Elsner in 
Papau, Kreiſes Thorn und des Hofbeſitzers Lucas in 
Garnſee iſt die Rotzkrankheit ausgebrochen; dagegen 
iſt dieſelbe unter den Pferden des Beſitzers Radtke in 
Neunhuben, Kreiſes Stuhm und in Groß Plowenz, 

Kreiſes Strasburg, beſeitigt. 
Marienwerder, den 23. September 1876. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


Bekanntmachung. 
Der Nachtrag: 
zur Stoltaxe vom Jahre 1857, welcher die 
Sätze für den Küſter lin Plietnitz beſonders 
feſtſtellt, publizirt sub Nr. 13 unſeres Amis: 
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11 Bekanntmachung. 
Vom 15. Oktober 1876 ab werden die Halte⸗ 
Stellen: 
Walden (zwiſchen Netzthal und Nakel), 
Oſtrowitt (zwiſchen Jablonowo und Biſchofswerder), 
Wieps (zwiſchen Wartenburg und Rothfließ) 
für den Perſonennerkehr und bejchränften Güterverkehr 
(in Wagenladungen) eröffnet 
Die betreffenden Tariſt acht äge ſind auf allen 
dieſſeitigen Stationen käuflich zu erhalten. 
Bromberg, den 23. September 1876. 
Königliche Direktion der Oſtbahn. 


Bekanntmachung. 
Mit dem 1. Oktober 1876 tritt zum Tarif für 
den Oſtmitteldeutſchen Eiſenbahn Verband vom 15. Juni 
1874 ein 16. Nachtrag in Kraft. 
Derſelbe enthält außer Aenderungen der Tarif⸗ 


12) 


blattes vom 19. Juli d. J. Nr. 29, iſt von beſtimmungen und der Waaren⸗Klaſſifikation zugleich 
dem Herrn Miniſter der geiſtlichen pp. An⸗ anderweite Fruchtſatze für den Verkehr der dieſſeitigen 
gelegenheiten im Einverſtändniſſe mit dem Verbandſtattonen mit den Stationen Eſchwege und 
evangeliſchen Oberkirchenrath genehmigt worden. Niederhone, ſowie direkte Tarifſätze für die in den Ver⸗ 


Marienwerder, den 26. September 1876. 
Königliche Regierung 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


Bekanntmachung. 

Nach Eröffnung der Eiſenbahn Dt. Eylau⸗ Mon⸗ 
towo treten am 3. Oktober auf den Bahnhöfen Weiſſen⸗ 
burg und Montowo im Kreiſe Löbau Wpr. Poſtan⸗ 
ſtalten in Wirkſamkeit. 
in Kielpin und die Poſtagentur Radomno von dem 
bezeichneten Tage ab aufgehoben. 

Dem Landbeſtellbezirke des Poſtamts in Weiſſen 
burg, Regierungsbezirk Marienwerder, werden folgende 
Ortſchaften zugetheilt werden: 

Chrosle, Kl. Heide, Lonczek, Ludwigsthal, Pietzken, 


Dagegen werden das Poſtamt 13) 


band⸗Verkehr neu aufgenommenen Stationen Allendorf 
und, Hettenleidelheim der Frankfurt⸗Bebraer reſp. der 
Pfälziſchen Eiſenbahn. 
Exemplare deſſelben find von den Verbandſtalionen 
käuflich zu beziehen. 
Bromberg, den 26. September 1876. 
Königliche Direktion der Oſtbahn. 


Bekanntmachung. 
Am 15. Oktober er. werden die Halteſtellen: 
Walden (zwiſchen Netzthal und Nakel), 
Oſtrowitt (zwiſchen Jablonowo und Biſchofswerder), 
Wieps (zwiſchen Wartenburg und Rothfließ) 
für den Güterverkehr in Wagenladungen eröffnet. 
Der dieſerhalb zum Tarife der Königl. Oſtbahn 


Puſtken, Radomno, Rakowitz, Rodzonne (polniſch), vom 15. Auguſt 1873 für die Beförderung von Gütern 
Roſenkrug, Ruda, Somplawa, Sophienthal, Scha⸗ aller Art (zweite Auflage) herausgegebene dritte Nach⸗ 


leneß, Taborren und Zeiſingshof. 


trag iſt bei allen Billet⸗ Expeditionen der Oſtbahn käuflich 


Den Landbeſtellbezirk des Poſtamts in Montowolzu haben. 


werden bilden: 
Bialoblott, Buchenau, Erlenmühle, Fiewo adl., Gra⸗ 
bacz, Grondi, Gronowo, Grodczisno, Hartowitz, 
Iwanken adl., Jeglia, Jakobkowo, Katarzinken, 
Kattlewo, Kellerode, Kielpin, Klodzina, Kopaniarz, 


Bromberg, den 26. September 1876. 
Königliche Direktion der Oſtbahn. 


Perſonal⸗Ehronik. 


Koſtkowo, Kullig, Linowiec Kl., Linowitz, Lorken, 14) Der bisherige ordentliche Lehrer Alfred Scotland 


Milenko, Piawken, Oſtaſchewo, 


Polko, Rinnek, vom Gymnaſium in Graudenz it als Oberlehrer an 


Straßewo, Tarczin, Tuſchewo, Troßin, Venetien, das Progymnaſium zu Neumark in Wpr. berufen reſp. 
Waſtol, Weſſelewo, Wons, Wulka, Zabreniec, Za⸗ definitiv angeſtellt worden. 


bieniec, Zamezisko, Zwiniarz, Zajonskowo. 
Danzig, den 30. September 1876. 
Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 
8 Reiſewitz. 
10) Vom 15. Oktober d. J. tritt der dieſer Nummer 


Der Lehrer Palm an der höheren Knabenſchule 
zu Wormditt iſt als ordentlicher Lehrer des Schullehrer⸗ 
Seminars in Tuchel definitiv angeſtellt worden. 


Der bisherige Lehrer der höheren Töchterſchule 


beiliegende Fahrplan der Königlichen Oſtbahn in Kraft. in Gumbinnen, Friedrich Wilhelm Borowski iſt als 


Bromberg, den 17. September 1876. 
Königliche Direktion der Oſtbahn. 


ordentlicher Lehrer an dem Königl. Gymnaſtum zu 
Conitz definitiv angeſtellt. 
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Der praktiſche Arzt ꝛc. Dr. Räſſe in Thorn iſt 
zum Kreiswundarzt des Kreiſes Thorn ernannt worden. 

Die Lokal⸗Inſpeklion über die katholiſchen Schulen 
zu Radawnitz, Slawianowo, Buntowo und Sieb iſt 
dem Konrektor Weber zu Flatow übertragen worden. 

Die Lokalaufſicht über die katholiſchen Schulen 
zu Waldau, Komierowo und Gr. Losburg im Kreiſe 
Flatow iſt dem Oberamtmann Foe di ſch in Rogalin 
übertragen worden. . 

Die evangeliſche Schule in Czychen, Kreis Lobau, 
ſcheidet aus dem Lokal⸗Auffichtsbezirke des Pfarrers 
Brenke in Gr. Leiſtenau aus, nachdem die Lokalauf⸗ 
ſicht über dieſelbe dem Pfarrer Kuny in Strasburg 
übertragen worden iſt. 

Die durch die Verſetzung des Oberförſters Wag⸗ 
ner erledigte Oberförſterſtelle Schönthal iſt dem zum 
Oberförſter ernannten bisherigen Oberförſter⸗Kandidaten 
Ahlborn vom 1. Oktober d. J. ab definitiv über⸗ 
tragen. 

In der Stadt Schloppe ſind der Bürgermeiſter 
a. D. Pokrandt zum unbeſoldeten Beigeordneten und 
der Bäckermeiſter C. Lübke zum unbeſoldeten Rath⸗ 
mann gewählt und als ſolche beſtätigt worden. 

Der Apotheker Emil Weiſe in Tuchel iſt zum 


Rathmann der Stadt Tuchel gewählt und als ſolcher 


beſtätigt worden. 


n der Stadt Zempelburg find der bisherige 


Rathmann, Färbereibeſitzer Johann Strackfeldt zum 
unbeſoldeten Beigeordneten, die Mühlenbeſitzer 
Rennwanz und Tiſchlermeiſter Herrmann Dittmer 
u unbeſoldeten Rathmännern gewählt und als ſolche 
bestätigt worden. 

Der Schankwirth Johann Ebert und Schneider⸗ 
meiſter Auguſt Eichſtaedt ſind zu Rathmännern der 
Stadt Jaſtrow gewählt und als ſolche beſtätigt worden. 

Im Kreiſe Tuchel find der ſtellvertretende Amts⸗ 
vorſteher Wilberg in Pantau zum Amtsvorſteher für 
den Bezirk Resmin und der Gemeindevorſteher Lam⸗ 
brecht zu deſſen 
Miedtke zum ſte 
Bezirk Woziwodda ernannt. 

Ernannt: 

der Kreisrichter Halbe in Roſenberg zum Staats⸗ 
Anwalts⸗Gehilfen bei dem Kreis⸗Gericht in Schnei⸗ 
demühl, 
der Bote und Exekutor Gehrke in Graudenz zum 


1. 


Gefangenwärter und der Gefangenwärter Klopp 


daſelbſt zum Boten und Exekutor bei dem Kreis⸗ 
Gericht zu Graudenz. 


Leopold 


Stellvertreter und der Hegemeiſter 
llvertretenden Amtsvorſteher für den 


Verſetzt: 
der Kreisrichter v. Hippel in Putzig an das Kreis⸗ 
Gericht zu Conitz. 

Ausgeſchieden: 
der Gerichtsbote und Exekutor Zaabel in Löbau in 
Folge Penſionirung. 
Verſtorben: 
reis⸗Gerichts⸗Sekretair Wendland in Stuhm. 
Als Schiedsmänner ſind gewählt, beziehungsweiſe 
wiedergewählt und beftätigt: ‚ 
1. der Beſitzer Jakob Finger in Oberausmaaß für 
den 2. Culmer Landbezirk, > 
der Buchhalter Gottfried Bordt in Dt. Crone für 
den Stadtbezirk Dt. Crone, 
der Drechsler⸗Meiſter und Sparkaſſen⸗Rendant 
Auguſt Dedlow in Schloppe für den Stadtbezirk 
Schloppe. 


Erledigte Schulſtellen. 


18) Die erſte Lehrerſtelle bei der evangeliſchen Schule 
zu Gollub iſt ſofort zu beſetzen. Bewerber um dieſelbe 
haben ihre Geſuche nebſt Zeugniſſen binnen 14 Tagen 
an die Königl. Regierung, Abtheilung für Kirchen⸗ und 
Schulweſen, einzureichen. 

Die evangeliſche Schullehrerſtelle zu Gr. Ottlau, 
Kreis Marienwerder, wird in Kurzem erledigt. Das 
Beſetzungsrecht ſteht dem Gutsvorſtand von Gr. Ottlau zu. 

Die evangeliſche Lehrer: und Organiſtenſtelle zu 
Königsdorf iſt erledigt. Bewerbungen um dieſelbe find bei 
dem prinzlichen Rentamte in Flatow anzubringen. 

Die 2. Schullehrerſtelle zu Long, Kreis Konitz, wird 
zum 1. Oktober d. J. erledigt. Lehrer katholiſcher 
Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, 
haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem 
Königl. Kreisſchulinſpeltor Herrn Uhl zu Konitz zu 
melden. 

Die 2. katholiſche Schullehrerſtelle zu Czersk, 
Kreis Konitz, wird zum 1. November d. J. erledigt. 
Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe 
bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung ihrer 
Zeugniſſe, bei dem Königl. Kreisſchulinſpektor Herrn 
Uhl zu Konitz zu melden. 

Die 3. katholiſche Schullehrerſtelle zu Czersk wird 
zum 1. November cr. erledigt. Lehrer katholiſcher Kon⸗ 
feſſton, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben 
ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem König: 
9 5 Kreisſchul⸗Inſpektor Herrn Uhl zu Konitz zu 
melden. 
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